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Mit 1. Jänner 1875 begann ein neues Abon⸗ 


nement auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“. folgt normirt: 
5 A 5 | 5 1 2. „Die Mitglieder des Miniſterraths können vom Reichs⸗ 
9 2 | N „ 9 10 5 tel ) 
Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre Pränume rathe zur Verantwortung gezogen werden für alle innerhalb ihres 
rations⸗Erneuerung nur amtlichen Wirkungskreiſes denſelben zur Laſt fallenden Hand— 


1 1 . lungen und Unterlaſfungen, wodurch ſie vorſätzlich oder aus 
an das Comptoir der Wiener Zeitung, Grün⸗ grober Fahrläfſtgkeit die Verfaſſung der im Reichsrathe vertretenen 


angergaſſe Nr. 1 zu ſenden. Königreiche und Länder, die Landesordnung eines derſelben oder ein 
anderes Geſetz verletzen.“ 

§ 3. „Dieſe Verantwortlichkeit umfaßt insbeſondere: 

Juha lt. | 2) alle in die Zeit ihrer Amtsführung fallenden Acte der 

oberſten Regierungsgewalt, und zwar vorzüglich die auf 

Meber die Stellung der Rathscollegien bei den politiſchen Landes- ihren Antrag erlaſſenen oder von ihnen gegengezeichneten oder ohne 
behörden. (Schluß.) Gegenzeichnung eines Miniſters vollzogenen kaiferlichen Auordnungen; 

Mittheilungen aus der Praxis: | b) ihre eigenen innerhalb ihres amtlichen Geſchäftskreiſes er⸗ 

Competenzentſcheidung. Streit zwiſchen eingeforſteten Weideberechtigten in Salz⸗ laſſenen Weiſungen oder Befehle; 


burg und dem in demſelben Forſte mitweideberechtigten bairiſchen Forſtärar ie abſichtli rſtütz öblicher DIT 2 
über die Ausübung des Weiderechtes. a 5 W e n a a e Al pu 62 
Stat iſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. Ul. eines anderen Ministers. e 18 
Were lien Nach dieſen Beſtimmungen erſcheint die Minifterverantwort- 
; lichkeit der Weſenbei A Sy ichkeit für d: 
pied rang gen. chkeit der Weſenbeit nach nur als eine Verantwortlichkeit für die 


eigentlichen Regie rungs handlungen des Miniſters, als eine Ver- 
antwortlichkeit für Verfaſſungsverletzungen in erſter Linie und dann 
* . j g für Geſetzesverletzungen überbaupt durch Handlungen, durch Acte der 
zleber die Stellung der Rathscollegien bei den poli- Regierungsgewalt. Dieſer, auch dem Begriffe des conſtitutionellen 


tiſchen Landeshel örden. Staatsrechts entſprechende Sinn unferer Miniſterverantwortlichkeit 
ſch x ) wird namentlich durch die Beſtimmung des 83 klargelegt, indem hier, 
(Schluß.) als in den Umfang der Verantwortlichkeit „insbeſondere“ gehbrig, 


n gerade die beiden Angelpunkte conſtitutioneller Miniſterverautwort⸗ 
Eine weitere Begründung der herrſchenden Anſchanung will man lichkeit bei „Acteu oberſter Regierungsgewalt“ augeführt werden, sub 
aber in dem Geſetze über die Miniſterveramwortlichkeit finden. Man P. a) die Verantwortlichkeit für die vom Monarchen erlaſſenen Re⸗ 
4 gumentirt diesbezüglich in folgender Weiſe: Der Miniſter ſei für gierungsacte („Jeder Regierungsact des Kaiſers bedarf zu ſeiner Gil⸗ 
alle Handlungen der ihm unterſtehenden Verwaltungsbehörden verant- tigkeit der Gegenzeichnung eines verantwortlichen Miniſters“. § 1 d. 
wortlich; damit er dieſe Verantwortlichkeit wirklich tragen könne, ſei M. V. G.), sub P. b), die Verautwortlichkeit für die Handhabung 
es nothwendig, die Verantwortung für alle Amtshandlungen in den des conſtitutionellen Verordnungsrechtes (Art. 11 des St. G. G. 
Provinzen auf die Schultern der den Befehlen des Miniſters zunächſt über die Ausübung der Regierungs und Vollzugsgewalt). 
und direct unterſtehenden Landeschefs zu übertragen; die Miniſter⸗ Wenn man gleichwohl bei ſtrenger Interpretation der allae- 
verantwortlichkeit habe ſomit die ſelbſtverſtändliche Folge, daß die meinen Beſtimmung des § 2 des Geſetzes über die Verantwortlich— 
Landeschefs zu für die ganze Verwaltung beſonders verantwoctlichen keit der Miniſter (jedoch kaum mehr nach dem Sinne conſtitutioneller 
Gewaltträgern des verantwortlichen Miniſters werden. Miniſterverantwortlichkeit) den Miniſter auch wegen einer ſpeciellen 
AIgndeſſen auch dieſe Deduction wird, wie die andere, ſchon zer- Entſcheidung oder Verfügung in feinem amtlichen Wirkungskreiſe, durch 
trümmert durch die ledigliche Entgegenhaltung des Geſetzes, auf welche vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit angeblich 
welchem zu fußen ſie vorgibt. Das Geſetz vom 25. Juli 1867. ein Geſetz verletzt worden ſei, mit der Miniſteranklage belangen 
R. G. Bl. Nr. 101 über die Miniſterverantwortlichkeit lehrt, daß könnte. jo wäre das doch nur in dem Falle möglich, wenn die den 
das, was nach obiger Anſchauung als Miniſterverantwortlichkeit bin⸗ fraglichen Act involvtrende Handlung oder Unterlaſſung dem Min i⸗ 
geſtellt wird, als ſolche nicht beſteht, daß eine Verantwortlichkeit für ſter ſelbſt zur Laſt fiele, ihm rechtlich imputirt werden könnte. J 
die einzelnen Mete der einem Miniſter unterſtehenden Verwaltungsbe⸗ Weiter jedoch als bis zu dieſem Punkte geht auch unſere aus⸗ 
hörden dem Miniſter durch die Miniſterverantwortlichkeit nicht aufer⸗ gedehnte Miniſterverantwortlichkeit nicht. Schon die Verantwortlich⸗ 
legt erſcheint. keit für die „Geſchäftsführung“ im Reſſort überhaupt fällt nicht 


"u 


mehr unter die Miniſterverantwortlichkeit nach dem Geſetze vom 
25. Juli 1867 und beſteht auch für den Miniſter nur nach 
der die Amtsverantwortlichkeit ſämmtlicher Staatsdiener normirenden 
Beſtimmung des Art. 12 des Staats⸗Gr. Gef. über die Regierungs⸗ 
und Vollzugsgewalt. Umſoweniger kann daher der Miniſter nach dem 
Miniſterverantwortlichkeitsgeſetze für die „Geſchäftsführung“ der ihm 
unterſtehenden Behörden oder gar für „alle Handlungen“ derſelben 
verantwortlich erſcheinen. Beſteht keine ſolche Verantwortlichkeit, ſo 
kommt aus ihr der gedachte Verantwortlichkeitsapparat mittelſt der 
Landeschefs wohl auch nicht abzuleiten. Die Landeschefs ſind alſo 


durch das Geſetz über die Verantwortlichkeit der Miniſter keineswegs 
zu exceptionell verantwortlichen Gewaltträgern des Miniſters gewor- 


den, iasbefondere keineswegs dadurch in eine Verantwortlichkeits⸗ 
ſtellung gebracht worden, aus welcher legal die Aenderung der Be— 
deutung der Voten der Rathscollegien bei den Landesbehörden gefolgert 
werden könnte. 

Wir glauben nun im Vorſtehenden mit wenigen Strichen dar— 
gethan zu haben, daß weder durch das Staatsgrundgeſetz über die 
Regierungs- und Vollzugsgewalt noch durch das Geſetz über die 
Verantwortlichkeit der Miniſter die Amtsverantwortlichkeit der poli⸗ 
tiſchen Landeschefs in beſonderer Weiſe alterirt, bezüglich fo gejtaltet 
worden ſei, daß, um die im § 8 des Gel. vom 19. Mai 1868 
normirte Verantwortlichkeit tragen zu können, die Landeschefs geſetzlich 
berechtigt wären, die Voten der Rathscollegien der Landesbehörden in 
allen Fallen nur als informative zu behandeln. 

Wir behaupten demnach, daß die geſetzlichen Beſtimmungen 
der Amtsinſtruction vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. Nr. 10 
ad C über die Stellung 
behörden, insbeſondere die Beſtimmungen der §§ 45, 46 und 49 


dieſer Inſtruetton aufrecht beſtehen. Das Deckungsverhältniß dieſer 


Beſtimmungen zu den diesbezüglichen Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 19. Mai 1868 zeigt, daß erſteren durch letztere nicht derogirt 
worden iſt. Ueber die Geſchäftseintheilung, über die Geſchäftsbehand⸗ 
lung bei den Landesbehörden wird durch das Organiſtrungsgeſetz vom 
Jahre 1868 nichts angeordnet, ſohin alſo an den darüber beſtehenden 
Beſtimmungen, und das ſind die der Amtsinſtructton vom Jahre 


1853, nichts geändert. Ueber die Verantwortlichkeit ſpricht allerdings 


das Geſetz vom 19. Mai 1868 einen Willen aus, aber indem es 
in § 8 Alin. 2 anordnet: „die Landeschefs find für ihre, ſowie für 
die Amtsführung der ihnen unterſtehenden politiſchen Landesbehörde 
verantwortlich“, ſpricht es in allgemeiner Faſſung gerade dasſelbe 
aus, was ſchon in der Amtsinſtruction bezüglich der Verantwortliche 
keit des Landeschefs angeordnet wird, greift ſomit in den durch 


§ 49 der Amtsinftinction näher normirten Umfang der Verantwortlich⸗ 


keit des Landeschefs nicht alterirend ein und läßt zugleich, weil nur 
die Verautwortlichkeit des Landeschefs normirend, die Beſtimmungen 
über die Verantwortlichkeit der übrigen Beamten der Landesbehörde 
intact. Denn auch nach § 49 der Amteinſtruction iſt der Landeschef 
ſowohl für ſeine als für die Amtsführung der ihm unterſtehenden 
Landesbehörde verantwortlich und es heißt dort ausdrücklich: „die 
Haftung wird dadurch nicht geändert, daß über den Gegenſtand eine 


Berathung gehalten wurde, oder daß die erlaſſene Entſcheidung oder 


andere Verfügung das Ergebniß eines Rathsbeſchluſſes war, daß 
daher für dieſelbe nebft dem Statthalter auch der Referent 


und die Stimmführer, welche ſich für ſie ausſprachen, 


verantwortlich find". Das Organiſirungsgeſetz vom 19. Mai 
1868 indem es den durch die Amtsinftruction vom Jahre 1853 nor— 
mirten Aufgaben und Pflichten ſowie der entſprechenden Verautwort⸗ 


lichkeit der Rathscollegien bei den Landesbehörden weder durch eine 


directe ſtatutariſche Beſtimmung noch indirecte durch eine der über— 
brachten Einrichtung widerſprechende Aufſtellung eines anderen Syſtems 
der Amtsverantwortlichkeit entgegentritt, beſtätiget und bekräftiget 
ſonach nur die durch die Normen vom Jahre 1853 geſchaffene Stellung 
der Rathscollegien bei den Landesbehörden. 

Das der durch das Geſetz ausgedrückte Wille. 

Wenn wir aber noch weiter gehen und auf die Intentionen des 
Geſetzgebers in den Punkten, um welche es ſich hier handelt, zurück⸗ 
greifen, ſo finden wir dort das, was wir aus dem Inhalte des Or— 
ganifirungsgeſetzes gefunden, ſogar noch poſitiver ausgedrückt. Der 
Geſetzgeber des Organiſtrungsſtatuts vom Jahre 1868 fußt, nicht 
nur der Zeit nach ſelbſtverſtändlich, ſondern auch mit ausdrücklicher 


der Rathscollegien bei den Landes⸗ 


85 
Betonung auf den Staatsgrundgeſetzen (S. § 1 d. Org.⸗Geſ.) Diefe 
Geſetze ſprechen nun die Abſicht aus, die Action der politiſchen Ver⸗ 
waltung mit juſtizmäßigen Garantien zu umgeben (Art. 15 St. G. G. 
über die richterliche Gewalt). Solcher Abſicht kann es nur entſprechen, 
die in derſelben Tendenzrichtung ſchon gelegenen Garantien zu ſchonen. 
Der Geſetzgeber, welcher Rechtſprechung in der Verwaltung will, kaun 
nicht die ſchon beſtehenden Keime derſelben zerſtören wollen. Auch die 
durch das Staatsgrundgeſetz gegebene Betonung der Verantworttich— 
keit zielt nach derſelben Richtung hin. Der oben angeführte Artikel 
12 des St. Gr. G. über die Regierungs- und Bollzuzsgewalt 
macht „fämmtliche“ Staatsdiener für eine den Geßetzen 
entſprechende Geſchäftsführung verantwortlich und ſtrebt ſomit 
im Verhältniſſe zu den früheren Einrichtungen gerade nur der 
Decentraliſirung der Verantwortlichkeit zu. Wäre 3. B. im § 49 
der Amtsinſtruction vom Jahre 1853 die Verautwortlichkeit der 
Votauten der Rathscollegien nicht ſchon ausgeſprochen, To müßten 
wir dieſelbe ohneweiters aus der obigen Anordnung des Staatsgrund⸗ 
geſetzes folgern. Ja, wenn nach dem von uns Dargelegten die Anziehung 
des Art. 12 des St. G G. über die Regierungs- und Vollzugs⸗ 
gewalt bei § 8 Alin. 2 des Organiſirungsgeſetzes vom 19. Mat 1868 
Aae ken einen Sinn haben toll, fo kann es nur der fein, damit 
ausſprechen zu wollen, daß die Landeschefs verantwortlich ſeien für 
ihre ſowie für die Amtsführung der ihnen unterſtehenden Landesbe⸗ 
börde unbeſchadet der Verantwortlichkeit der übrigen 
Beamten der Landesbehörde. 

Wir haben die Frage der Stellung der Rathscollegien bei 
den Landesbehörden lediglich in der Abſicht unterſucht, um hiebei eine 
irrthümliche Auffaſſung der neueren Praxis mit der Leuchte des Ge- 
ſetzes ſelbſt richtig zu ſtellen. Wir haben es deßhalb nicht für nöthig 
erachtet, geſetzespolitiiſche Gründe für jene Inſtitution ins Feld zu 
führen, die ſchon dem Bach'ſchen Regime als eine weiſe, Wohlwollen 
und Weitblick verrathende Conceſſion nachgerühmt worden iſt. 

Carl Jaeger. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzentſcheidung. Streit zwiſchen eingeforſteten Weidebe⸗ 
rechtigten in Salzburg und dem in demſelben Forſte mitweideberech⸗ 
tigten bairiſchen Forſtarar über die Ausübung des Weiderechtes. 


In den auf öſterreichiſchem Territorium bei Reichenhall gelege⸗ 
nen „Saalforſten“ befinden ſich die „Hochalm“ und die „Mais⸗ 
alpe“. In dieſen iſt eine Anzahl Grundbeſitzer weideberechtigt, darun— 
ter auch das kön. bairiſche Forſtärar als Beſitzer des ſogenannten 
„Perer guts“. 

Nun brachten im Frühjahre verfloſſenen Jahres zwei Weide⸗ 
berechtigte bei der Bezirkshauptmannſchaft Zell am See die Beſchwerde 
vor, daß das bairiſche Forſtärar, bezw. der Oberförſter von Unken, 
dem das Perergut zur Nutzung überlaſſen ſei, fremdes und nicht ein. 
mal Mitweideberechtigten gehöriges Vieh auf die Hochalm und Mais⸗ 
alpe treiben laſſe. Dies verſtoße gegen den Eichbrief (Abſatz III, Ab⸗ 
theilung II) ddo. Lofer 31. October 1831, wo es heiße: „Die Zahl 
(des Weideviehes) darf nur durch das „eigene“ Vieh der weidebe— 
rechtigten Güter erfüllt werden“. Die Beſchwerdeführer baten zum 
Schluß um die politiſch adminiſtrative Beſeitigung des widerrechtlichen 
Vorganges. 

Die Bezirkshauptmannſchaft gab dieſer Bitte inſoweit Folge, 
daß fie die königl. bairtſche Forſtverwaltung aufforderte, dem Oberförſter 
von Unken die eichbriefwidrige Nutzung zu unterſagen. n 

Indeſſen jene entgegnete, daß vom Jahre 1851 bis heute die 
vom königl. bairiſchen Forſtärar mit dem Perergute erworbenen Alp⸗ 
rechte unbeanſtändet an andere weideberechtigte Grundbeſitzer in Pacht 
gegeben ſeien. Uebrigens ſei, bemerkte die Forſtverwaltung weiter, 
III 3 des von den Beſchwerdeführern angezogenen Eichbriefes maß⸗ 
gebend; dieſer ſage: „Die Auffebr von Lohn⸗ oder Aufnahm⸗Vieh, 
d. i. von gemiethetem Vieh in die Maisalpe iſt durchaus verboten“. 
Dagegen habe der Oberförſter in Unken nicht gefehlt, indem er ſein 
eigenes Vieh getrieben und, weil dieſes die berechtigte Gräſerzahl 
nicht erfüllt, ſein, bezw. des Pererguts Eintriebsrecht ergänzt, nämlich 
| verpachtet habe. 


Hierauf erwiederten die Beſchwerdeführer, daß derartige Pächter 
denn doch mindeſtens ſelbſt alpberechtigt ſein müßten. 5 

In Folge deſſen holte die untere königl. bair. Forſtbehörde 
die Weiſung der köuigl. Regierung von Oberbaiern zu München ein, 
und dieſe ſprach ſich, wie folgt, aus: „Die Befugniß des bairiſchen 
Aerars, das mit dem Perergute zu Unken verbundene Alprecht auf 
dem Wege der V 
den, da eine bereits 40jährige Beſitzesausübung ſtattgefunden hat. 


Mit dieſer Ausübung de facto löſen ſich alle Zweifel der Beſtimmun⸗ 


gen des Eichbriefes. Das Alprecht iſt ſogar ſchon vor Erich⸗ 
tung des Eichbriefes verpachtet worden. Es eiſcheint auch ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß ein im Beſitze einer moraliſchen Perſon (bair. Aerar) 
befindliches Alprecht muß durch Verpachtung ausgeübt werden können“ 

Vorſtehende Aeußerung veranlaßte die Bezirkshauptmannſchaft 
Zell am See, unter Berufung auf Artikel 39 der mit Baiern ab 
geſchloſfenen Salinenconvention vom 18. März 1829 die Aeten der 
Landesſtelle in Salzburg zur Verfügung vorzulegen. Dieſe ent⸗ 
ſchied alſo: 

„Nach Art. 40 der Salinenconvention ſteht die Entſcheidung 
über Rechtsſtreitigkeiten, welche ſich aus Privatverhältniſſen ergeben, 
in welche die königl. bairiſche Regierurg, als Beſitzerin der Saal⸗ 
forſte aus was immer für Rechtstiteln getreten iſt, lediglich den öſter⸗ 
reichiſchen Gerichten zu. Im vorliegenden Falle ſteht das bair. 


z 


Forſtärar als Eigenthümer des Perergutes den beſchwerdeführenden 


Alpherren als Mitberechtigter entgegen, welches Rechtsverhältniß auf 
den in den Eichbriefen feſtgeſetzten Beſtimmungen über das Weide 
recht und auf dem Ankaufe des Perergutes durch das bair. Forſt— 
ärar beruht. Hieraus ergibt ſich, daß das Rechtsverhaͤltniß, aus 
welchem vorliegender Rechtsſtreit hervorgeht, weil auf privatrechtlichen 
Verträgen beruhend, auch ein Privatrechtsverhältniß im Sinne des Ar⸗ 
tikels 40 der Salinenconvention iſt, daher über den conereten Streit 
das zuſtändige öſterreichiſche Gericht — nämlich das Landesgericht 
Salzburg, welches den privilegirten Gerichtsſtand des k. bair. Forſt⸗ 
ärars bildet — zu entſcheiden hat.“ 

Durch dieſe Entſcheidung fühlten ſich die auf den Civilrechts⸗ 
weg Gewieſenen gekränkt, wendeten ſich recurrendo an das Mini⸗ 
ſterium, baten um Behebung der Entſcheidung der Salzburger Lan⸗ 
des⸗Regierung und ſtellten das Begehren, daß die Pachtverträge, wo⸗ 
mit die königl. bair. Forſtbehörde Dritten den Viehbetrieb auf die 
Mais- und Hochalpe gewährt habe, annullirt würden. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium hat unterm 4. Juli 1873, 


4486, einvernehmlich mit dem k. k. Miniſterium des Innern dem 
[2 


Recurſe keine Folge gegeben, jedoch mit dem Beilage, daß die Ber 
weiſung der Angelegenheit auf den Rechtsweg nicht in den Artikeln 
XXXIX oder XL der zwiſchen Oeſterreich und Baiern über 


die beiderſeitigen Salinenverhältniſſe abgeſchloſſenen Convention vom 


18. März 1829 ihre Begründung findet, da in dem gegenwärtigen 
Streite das königl. bair. Forſtärar nicht als Beſitzer der ſervituts. 


pflichtigen Staatsforſte, ſondern als Beſitzer des in den zu Dielen 
Ferſten gehörigen Alpen befindlichen weideberechtigten Perergutes be⸗ 


theiligt ſei und den Klägern als Mitweideberechtigter gegenüberſtehe, 


es ſich ſonach um einen Streit zwiſchen den Weideberechtigten über 
die Ausübung des Weiderechts handle, zu deſſen Austragung 
die Gerichtsbehörden competent ſeien. Br. 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. 


. 


Es iſt zur Abwechslung wieder ein dünnleibiges Heft, mit dem wir es heute 


zu thun haben, denn die „Privat- und Strafrechtspflege der Civilgerichte“, die 
„Strafhäuſer und Inquiſitenarreſte“, endlich die „Gefällsübertretungen“ werden auf 


nur 39 Seiten abgehandelt. Aber auch dieſer Umfang iſt noch ein erweiterter gegen | 


den von den bezüglichen Partien im Vorjahre eingenommenen, da die Nachweiſungen 
über Arbeit, Verdienſt und Unterricht der im Jahre 1872 feſtgehaltenen ſo wie über 
Strafart und Strafdauer der in dteſem Jahre eingelieferten Sträflinge Bereicherun— 
gen des Jahrbuchsthema's find. 


Siehe Nr. 52, S. 207 des Jahrganges 1874 dieſer Zeitſchrift. 


erpachtung auszuüben, kann nicht beanſtändet wer⸗ 


Natürlich iſt dadurch die Statiſtik der Privatrechtspflege noch mehr in den 
Hintergrund getreten als bisher; denn während dieſelbe in drei Tabellen (je eine für 
jede Inſtanz) den ganzen Gegenſtand auf 4 Seiten behandelt, umſaßt nunmehr die 
Criminalſtatiſtik, wenn wir die Darſtellung der Strafvollſtreckung hinzurechnen, drei- 
zehn Tabellen auf 28 Seiten, ganz abgeſehen von den Daten über die Gefällsüber⸗ 
tretungen. Von der Privatrechtspflege der erſten Inſtanz erhalten wir inſoferne noch 
ein reichhaltigeres Bild, als die vielſpaltige Tabelle den Geſchäftsausweiſen der Ee⸗ 
richte die Thätigkeitereſultate nach den verſchiedenen Zweigen derſelben in und außer 
Streitſachen geſondert entnimmt; über die zweite und dritte Inſtanz iſt aber nichts 
mehr geſagt als wie viele Entſcheidungen über Berufungen gegen Urtheile, wie viele 
Erledigungen von Recurſen, wie viele Erkenntniſſe über Syndlcatsbeſchwerden er- 
floſſen ſind und wie ſich die Entſcheidungen über Berufungen zu den Urtheilen der 
Untergerichte verhalten. Zu dieſer Magerkeit der Ausweiſe, welche ſich vielleicht nicht 
beheben läßt, geſellt ſich aber noch der Uebelſtand, daß die den drei Tabellen zu Grunde 
gelegte territoriale Einthetlung eine verſchiedene iſt. In der zweiten find, wie wohl 
nicht anders möglich, die Oberlandesgerichtsſprengel als Einheit angenommen und 
wir erfahren ſomit, inwieweit jedes der neun Obergerichte durch ſeine Unterbehörden 
in Anſpruch genommen wurde; in der dritten finden wir ebenfalls die neun Rubriken, 
erfahren aber dadurch ſelbſtverſtänblich etwas Anderes, nämlich, in welchem Verhält— 
niſſe die Rechtſprechung des oberſten Gerichtshofes zu jener jedes einzelnen der Ober— 
landesgerichte ſteht. In der eriten Tabelle hingegen iſt weder von den einzelnen ent- 
ſcheidenden Gerichten, noch von Kategorieen derſelben die Rede, ſondern die gar nicht 
hieher gehörige politiſche Eintheilung greift Plaß, um die in den einzelnen Ländern 
hervorgerufenen Gerichtsacte zu conſtatiren. Wir ſeben daher von jeder weiteren 
Unterſuchung in dieſer Richtung ab und faſſen nur einige der für ſämmtliche Länder 
geltenden Summen näher in's Auge. 

Von den Gerichten erſter Inſtanz wurden in dem fraglichen Jahre nahezu 
453.000 Streitverhandlungen erledigt und gegen 5800 dem nächſten zur Erledigung 
überlaſſen; hiebei find die 852 beendigten und 430 haftenden Eheſtreitigkeiten nicht 
mitinbegriffen, welche noch immer ſpeciell ausgewieſen werden. Von den genannten 
453.000 Streitverhandlungen fanden beinahe die Hälfte, nämlich 216.000, durch 
Vergleich, 197.000 durch Urtheil, 40.000 durch Beſcheid oder auf andere Art ein 
Erde; von den Urtheilen ſelbſt wurden faſt 55 Percent nach Contumacial-, 43 nach 
mündlichem (und zwar 31½ nach ſummariſchem, 111 nach ordentlichem), endlich 2˙2 
Percent nach ſchriftlichem Verfahren geſchöpft. Weit ſtärker noch als die Zahlen der 
Streitverhandlungen ſchwellen jene der außerſtreitigen Gerichtsgete an. So z. B. 
nennt das Jahrbuch 716.000 Landtafel⸗ und Grundbuchsſachen, 234.000 Verlaſſen⸗ 
ſchaftsabhandlungen, 92.000 Vormundſchaften und Curatelen beendigt, und hiezu 
gefellen ſich noch die Quoten von 68.000 und 798.000 haftenden Verlaſſenſchaftsab⸗ 
handlungen und Pflegſchaften u. ſ. w. Nur die Ziffern der Eriden (917 und 1640) 
find, an ſich betrachtet, ſchwacz, und minimal jene der Ausgleichsverhandlungen (3 und 
21). Auf die neun Oberlandesgerichte entfallen 24.000 Entſcheidungen über Beru- 
fungen gegen Urtheite neben 31.000 Erledigungen anderer Recurſe, auf den oberſten 
Gerichtshof 5300 Aete der erſten, 4600 der zweiten Art. Die Urtheile der zweiten 
und dritten Inſtanz beftätigen in der Regel allerdings den Spruch des Untergerichts, 
es iſt indeß noch immer eine ſehr erkleckliche Zahl von Urtheilen vorhanden, welche 
ſich aus dem Standpunkte der Berufungsinſtanz als reformbedürftig erweiſen. Nicht 
weniger als 36 pCt. der in erſter Juſtanz gefällten Urtheile wurden in zweiter abger 
ändert oder aufgehoben und 22 pCt. der von den Obergerichten geſchöpften wurden 
in dritter Inſtanz nicht vollinhaltlich beſtätigt. 

Die Strafgerichte erſter Inſt nz hatten es zunächſt mit über 38.000 wegen 
Verbrechen Angeklagten zu thun und fällten nahezu 30.000 Erkenntniſſe; etwas 
über 11 pCt. der letzteren waren freiſprechend, nahezu 89 verurtheilend. Die Todes- 
ſtrafe wurde in 39 Fallen verhängt, in allen trat die Beguadigung ein, 26.335 Ange— 
klagte wurden zu Kerkerſtrafen verurtheilt, nur 7931 derſelben aber ohne Anwen- 
dung des außerordentliche Milderungsrechtes. Bei etwas über 7 pCt. der Verur⸗ 
theilten hatte die geſetzlich beſtimmte Strafdauer über 5 Jahre, bei dem Reſte 6 Mo— 
nate bis 5 Jahre betragen. Der Diebſtahl lieferte das größte Contingent der Ver⸗ 
brecher, nämlich 15.493, d. i. über die Hälfte, zuuächſt kommt die ſchwere körperliche 
Beſchädigung mit 3870 derſelben ſchuldig Erkannten, in dritter Reihe der Betrug 
mit der Ziffer 1870; die entgegengefetzten Extreme bilden Hochverrath und Beletdi- 
gung der Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes mit je 5 und der Zweikampf mit 9 des 
Verbrechens Ueberführten. Auf die Majeſtätsbeleidigung entfallen 240, auf die Stö- 
rung der öffentlichen Ruhe, Aufſtand und Aufruhr 136, auf Mißbrauch der Amts. 
gewalt, Verleitung zu demfeiben, Geſchenkannahme in Amtsſachen 59, Verfälſchung 
von Münze und Creditspapieren 39, Religionsſtorung 45. Wollten wir in der 
Anführung noch weiter gehen, fo müßten wir zuvörderſt die 137 Mörder den 287 
Todtſchlagern gegenüberſtellen und an die 17 Fälle von Abtreibung der Leibeefrucht 
33 der Kindesweglegung und 97 des Kindesmordes reihen; wir brechen aber lieber 
ab, um noch mit einigen Worten der perſönlichen Verhältniſſe der Verbrecher zu ge⸗ 
denken. 3676 derſelben, d. i. 14 pCt. gehörten dem weiblichen Geſchlechte, 4011, d. i. 


über 15 pCt., dem jugendlichen Alter von 14 bis 20 Jahren an. 12.864 waren des 
Leſens und Schreibens kundig, 13.417 höchſtens des Leſens fähig, 23.212 waren 
ohne Vermögen und 1720 überhaupt ohne beſtimmten Erwerb, die Armuth ſomit 
jedenfalls ein wirkſamerer Motor des Verbrecheus als die Unbildung. 43 pCt. der Ber: 
urtheilten waren Rückfällige im weiteren Sinne, d. h. fie hatten ſchon einmal ſtraf⸗ 
gerichtliche Aburtheilung erfahren; 26 waren ſchon wegen Verbrechens beſtraft wor⸗ 
den und zwar faſt 15 ſchon zwei oder mehrere Male. 

Ueber die Strafrechtspflege der höheren Inſtanzen liegen ſehr wenig brauch⸗ 
bare Daten vor, nämlich bloß über die Zahl der Erkenntniſſe nach den verſchiedenen 
Kategorien (Berufungen gegen Urtheile, wegen Verbrechen u. ſ. w.), ſelbſt die An⸗ 
gaben, in wie weit die höheren Inſtanzen reformirend gewirkt, welche wir bezüglich 
der Privatrechtspflege fanden fehlen hier vollſtändig. Die Ausſicht, daß eine neue 
Strafproceßordnung ohnehin eine Neuerung in den ſtatiſtiſchen Tabellen über die 
Strafrechtspfleze mit ſich bringen werde, wie es 1874 auch wirklich der Fall geweſen 
iſt, ſcheint überhaupt naheliegende Verbeſſerungen der alten verhindert zu haben. 
Rückſichtlich der Vergehen und theilweiſe auch bezüglich der ſeit 1850 ſtets in 
der Gerichtscompetenz verbliebenen Uebertretungen führt das Jahrbuch die Unter— 
ſuchung in dem für die Verbrechen beobachteten Maßſtabe durch; wir können und 
wollen aber aus mehrfachen Gründen auf dieſe, ſowie auf jene über die Gefällsüber— 
tretungen an dieſer Stelle nicht eingehen und geſtatten uns nur noch einige Bemers 
kungen über die Gefangenhäuſer. 


Abgeſehen von den Gefängniſſen der Gerichte find 18 Strafhäuſer vorhanden, 
ſechs für Weiber und zwölf für Männer. Von ſaͤmmtlichen Ende 1872 in Haft befind- 


lichen Individuen (25.992) waren 41 Percent in den Strafhäuſern untergebracht, 
genauer 40 Percent der Männer und 45 der Weiber. Von dem geſammten Verwal⸗ 
tungs- und Aufſichtsperfonale entfallen 39 Percent der Beamten und 34 der Auf⸗ 
ſeher auf die ſelbſtſtändigen Strafanſtalten, ein Minus, welches ſich daraus erklärt, 
daß die ſechs für Weiber beftimmten unter der Verwaltung von Ordene-Congregatio⸗ 
nen ſtehen und daher insgeſammt nur fünfzig ſtaatliche Beamte und Auffeher beſitzen. 
Von den in den Strafhäufern feſtgehaltenen Sträflingen (10.500 im Jahresdurch⸗ 
ſchnitt) wurde, ſei es für die Bedürfniſſe der Anſtalt, ſei es für den Verkehr nach 
außen, eine Arbeitsleiſtung von 2.600.684 Arbeitstagen zu Stande gebracht, es ent⸗ 


fallen ſomit auf, den Kopf 248 Arbeitstage. Wenn wir hinzufügen, daß 3971 der 


Sträflinge Unterricht erhielten, ſomit wenigſtens zum Theile oder auf einige Zeit 
für die Arbeit fehlen mußten, endlich ein gewiſſes Percent von Erkrankten u. ſ. w. 
in Anſchlag bringen, ſo ſcheint die Beſchäftigung wohl eine allgemeine zu ſein. 
An dem Verdienſte der Sträflinge hat zunächſt die Verwaltung einen be⸗ 
ſtimmten Antheil, der Reſt ſteht den Sträflingen theilweiſe zu erlaubten Nebenge⸗ 
nüſſen zur Verfügung, theilweiſe ſoll er von ihnen aufgeſpart werden. Alle Rubriken 
zuſammen (nur der Verdienſtantheil der Ordens-Congregatio nen in den ſechs Weiber⸗ 
gefängniſſen iſt nicht ausgewieſen) ergeben ein Reſultat von ungefähr 430.000 Gul⸗ 
den. Hievon fiel etwas über die Hälfte der Verwaltung zu, 103.000 fl. wurden von 
den Sträflingen verbraucht, 109.000 fl. erſpart, ſo daß mit Schluß des Jahres 
78 Percent der Sträflinge Erſparniſſe bis zu 20, 18 von 20 bis 50 und 4 von über 
50 Gulden gemacht hatten. Erwähnen wir noch, daß in den achtzehn Strafhäuſern 
ſich Bibliotheken mit einem Beſtande von 18.000 Werken in 35.000 Bänden 
vorfanden, fo, hätten wir das Weſentlichſte dieſen Tabellen entnommen. 


Ek i 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Bezirkshauptmanne in 
Wiener Neuſtadt Franz Ritter v. Nad her ny den Titel und Charakter eines Hof— 
rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretären Robert Khayl und 
Eduard Arnold ſyſtemiſirte Miniſtertalſecretärsſtellen im Finanzminiſterium ver- 
liehen. 

. Seine Majeſtät haben dem Stationschef der Südbahn in Paverbach Wil- 
helm Marr das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Seine Majeität haben dem Poſtrathe im Poſteursbureau des Handelsmini⸗ 


ſteriums Alexander Mayer das Ritterkreuz des Franz-⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Johann Liebl und dem Gemeinde— 
ſeeretär Fohaun Puntſchert in Retz, Erfterem das Ritterkreuz des Franz Joſef-Or⸗ 
dens, Letzterem das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmaune Adolf Gäl in Oberhollabrunn 


den Titel und Charakter eines Statthaftereirathes taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium Dr. | 


Heinrich Ritter v. Wittek tarfrei den Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
verltehen. 5 
i Seine Majeſtät haben dem Hofſecretär beim oberſten Rechnungshofe Philipp 
Walter den Titel und Charakter eines Sectionsrathes, dem Hof und Präſidial⸗ 
ſecretär dieſer Centralſtelle Alois Lenz ig den Titel eines Sectionsrathes und dem 
Rechnungsrathe Franz Wolf den Titel eines Hofſecretärs tarfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem niederöfterreichifchen Landes⸗Oberingenieur Fer⸗ 
dinand Zan dra den Titel eines Baurathes tarfrei verliehen. 
Der Miniſter des Innern hat die Oberingenieure Johann Michel, Guſtav 
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Iſtler, Franz Wilt, Franz Löwe und Franz Hutzler zu Bauräthen, dann die In- 
genteure Joſef Peter, Eduard Jantſch, Emanuel Schönbichler und Albert Beer 
zu Oberingenieuren im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſfär Franz Jud zum Statt⸗ 
haltereiſecretär in Steiermark ernannt. 5 " 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenteur Franz Morelli zum Bau⸗ 
rathe, die Ingenieure Karl Ehrenberger, Leopold Oppenheim, Johann A cha m 
Moriz Selch, Leo Herdlie zka, Wenzel Schaffer, Auguſt Hückl, Gottlieb Sant er 
und Georg Ptak zu Oberingenieuren und die Bauadjuneten Johann Ritter v. Do⸗ 
brucki. Anton Ulrich, Nikolaus Juhn, Ferdinand Hillebrandt, Wilhelm Line 
hart und Johann Felger zu Ingeuteuren für den nieder⸗öſterr. Staatsbaudienſt 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Ludwig Piskacek zum 
Baurathe, die Ingenieure Joſeph Lang und Agricola Andres zu Oberingenieuren 
und die Bauadjuncten Martin Hauſer, Eberhard Czermak und Fran; Hainz 
zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Schleſien ernannt. Er 5 

3 Der Minifter d s Innern hat die Ingenieure Sigmund Kansburg, Karl 
Waßka und Georg Dorf meiſter zu Oberingenleuren und die Bauadjuncten Iguaz 
Schrey, Guſtad Hauſenbichler, Lorenz Bauer, Moriz Prinz, With. Hallada 
Adalbert Friedrich, Moriz Ellinger und Candidus Thalmann zu Jugenieuren 
für den Staatsbaudienſt in Stetermark ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Ingenieure Auton Wittmann und Martin 
Martin zu Oberingenieuren und die Bauadjuncten Peter Grebitſchitſcher, Karl 
Chlubna und Michael Bayer zu Ingenienren für den Staatsbaudienſt in Kärnten 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Karl Mann zum Baurathe 
die Ingenieure Richard Hayd, Karl Hronek und Ottokar Schaller zu Ss 
| genteuren und die Bauadiuncten Ferdinand Fieber, Anton Treixler, Edmund 
| Sfölfner, Emit Mehl Ritter v. Strelitz, Adam Kock und Johann Enzen⸗ 

Hofer zu Ingenieuren für den Staatsbaudienft in Ober-Oeſterreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Ingenieure Martin Wilhelm und Fer⸗ 
dinand Neumann zu Oberingenienven und den Bauadjuncten Johann Konwalinka 
zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in der Bukowina ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Ingenieure Franz Nonweiller und Dr. 
Philipp Bru natti zu Ob ningenieuren und die Bauadjuncten: Lucas Gaus, Alois 
Jankovic, Dr. Joſeph Clochiatti, Dr. Simeon Griſogono-Vorto lazzt und 
Dr. Nikolaus Guina zu Jugenienren für den Staatsbaudienſt in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſter des Innern bat die Bauadjuncten Thomas Anferjtnad Franz 
Ziegler zu Ingenieuren für den Staats baudienſt in Krain ernannt. { 

Der Minifter des Innern hat die Oberingenieure Anton Brandner und 
Ladislaus Früchtl zu Bauräthen, die Ingenieure Joſeph Bradaczef, Joſeph 
[Krauſchner, Wenzel Hauer, Dr. Auguſt Poſchival, Wilhelm Schollmayer, 
| Anton Hartmann, Karl Scheiner, Heinrich Reeger, Wenzel Kaudelka, 
Ernſt Swoboda, Hermann Freih. v. Rhemen, Karl Ulrich und Karl Lang zu 
Oberingenieuren und Die Bauadjuncten Leopold Denhart, Adalbert Kulkich 
Vincenz Löbl, Johann Egerer, Franz Welwarsky, Johann Han stowski, 
Joſeph Nemetz, Anton Gottmann, Franz Peſchka, Karl Schwarz, Vincenz 
Tubek, Alois Heinzl, Wenzel Spesny, Franz Tayerle, Peter Jirges, Anton 
Uhl. Alois Görg, Anton Roſenberg, Joachim Tyl, Franz Peyril und Alois 
Gregör zu Ingenieuren für den Staatsbaudienft in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenienr Guſtav Petrazek v. Wo⸗ 
kaunſtein zum Baurathe, die Ingenieure Franz Vyhnal, Eduard Kaſchen⸗ 
reuther, Peregrin Biegler und Frauz Kraus zu Oberingenieuren und die Ban— 
adjuneten Ferdinand Hielle, Franz Jerzabek, Alexander Schüller, Hugs 
Skalda und Joſef Langhammer zu Ingenieuren für den Staatsbandienſt in 
Mäßhren ernannt. 
| Der Minifter des Innern hat den Oberingenieur Gebhard Mehele zum 
Baurathe und die Ingenieure Franz Wild, Johaun El menreich, Franz Steger 
und Alois Wenter zu Oberingenieuren für den Staatsbaudienſt in Tirol ernannt. 
Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Scriptor der Bibliothek au 
der Akademie der bildenden Künſte in Wien Auguſt Schäffer zum Cuſtos an der 
Gemäldegalerie dieſer Akademie und den Dr. Robert Viſcher zum Scriptor der 
akadem. Bibliothek ernannt. 5 8 

Der Finanzminiſter hat den Zoll-Oberamtsofficial Jakob Leithner zum 
ramtscontrolor des Hauptzollamtes zu Wien ernaunt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſteontrolor in Wien Johann Auguſt Swo— 
bo da zum Oberpoſtverwalter in Alexandrien ernannt. 


| 
— 
Obe 


Erledigungen. 


Forſtinſpectorsſtelle bei der ſteiermärkiſchen Statthalteret mit der achten Rangs⸗ 
claſſe und 800 fl. Reiſepauſchale, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 4 
Rechnungsrepidentenſtelle in der neunten, eventuell eine Rechnungsofficials— 
ſtelle in der zehnten Rangsclaſſe oder eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften 
Nangsclaſſe bei der Salzburger Forſt⸗ und Domänendirection, bis Ende Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 6.) 


| Von den früheren Jahrgängen der „Defterr, 
Zeitſchrift für Verwaltung“ ſind die Jahrgänge 1 und II 
(weil nicht complet) um den Preis von je 2 fl. 50 kr., die 
Jahrgänge III bis incl. VII um den Preis von je 3 fl. 
ſammt Indexen durch die Adminiſtration der Zeitſchrift 
oder durch Moritz Perles! Buchhandlung, Wien, Spiegel⸗ 
gaſſe 17 zu beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


